
und damit an einem höheren Lohn nur dann inter­
essiert ist, wenn er weiß, daß ihm auch bei einer 
etwaigen Lohnpfändung ein entsprechender Betrag 
für seine persönlichen Bedürfnisse verbleibt.

5. Im § 5 Abs. 1 ist vorgesehen, daß dem Schuldner 
außer einem Mindestbetrag von 150 DM ein weiterer 
E r h ö h u n g s b e t r a g  v o n  5 0  D M  f ü r  d e n  E h e ­
g a t t e n  zu gewähren ist, sofern nicht der Ehegatte 
selbst die Zwangsvollstreckung betreibt. Es sind Zwei­
fel auf getaucht, ob dieser Erhöhungsbetrag auch in den 
Fällen gewährt wird, in denen die Ehefrau berufstätig 
ist. Diese Frage ist zu bejahen, weil es notwendig ist, 
die berufstätige Frau vor der Benachteiligung zu 
schützen, die dadurch entstehen würde, daß sie infolge 
der Pfändung mittelbar einen Teil des bisher vom 
Ehemann gewährten Familienunterhalts übernehmen 
müßte. Auch bei getrennt lebenden Ehegatten ist der 
Erhöhungsbetrag unter der Voraussetzung zu bewilli­
gen, daß der Schuldner seiner gesetzlichen Unterhalts­
pflicht nachkommt.

6. Die VO enthält keine Bestimmungen darüber, wie 
der Mindestbetrag errechnet werden soll, wenn ein 
Schuldner im Laufe eines Monats sein Arbeitsrechts­
verhältnis löst. Es ist davon auszugehen, daß die monat­
lichen Mindestbeträge auf der Grundlage von 26 Ar­
beitstagen berechnet sind. Wird das Arbeitsrechtsver­
hältnis vor Ablauf eines Kalendermonats beendet, dann 
erhält der Schuldner eine Entlohnung nur für die Zeit, 
während der das Arbeitsrechtsverhältnis bestand. Die 
Festlegung des Mindestbetrages nach § 5 geschieht in 
diesem Falle durch eine anteilmäßige Umrechnung der 
üblichen monatlichen Mindestbeträge auf die Zeit, für 
die der Schuldner seine Entlohnung erhalten hat.

7. a) In § 6 der VO ist festgelegt, daß l a u f e n d e  
m o n a t l i c h e  U n t e r h a l t s b e t r ä g e  unbe­
schränkt pfändbar sind, wenn sie nach Inkrafttreten 
dieser VO durch gerichtliche Entscheidung festgesetzt 
worden sind. Es besteht bisher keine volle Klarheit 
darüber, weshalb die Pfändbarkeit nicht auch für Un­
terhaltsforderungen aus alten Schuldtiteln angeordnet 
wurde. Die gesetzliche Regelung war erforderlich, weil 
bei den zur Zeit vorliegenden Schuldtiteln, die z. T. 
noch aus der Zeit vor dem 8. Mai 1945 stammen, in 
vielen Fällen die wirtschaftlichen Verhältnisse der Be­
teiligten nicht eingehend geprüft und berücksichtigt 
wurden, sondern entweder formal ein feststehender 
Unterhaltsbetrag festgesetzt oder aber unter Anwen­
dung z. B. des sog. Zwickauer Schlüssels errechnet 
wurde. Hier besteht also Anlaß, im Vollstreckungsver­
fahren den Schuldner durch Berücksichtigung der Pfän­
dungsgrenzen wirtschaftlich zu schützen. Weil dagegen 
bei den nach Inkrafttreten der VO ergangenen gericht­
lichen Entscheidungen die wirtschaftliche Lage der Be­
teiligten bereits eingehend geprüft worden ist, muß der 
im Urteil festgesetzte monatliche Unterhaltsbetrag un­
beschränkt pfändbar sein, denn sonst könnte die ge­
richtliche Entscheidung im Vollstreckungsverfahren zu­
nichte gemacht werden. Auch bei der Zwangsvoll­
streckung £us alten Schuldtiteln besteht aber die Mög­
lichkeit, in Ausnahmefällen nach § 12 der VO von den 
Pfändungsgrenzen abzuweichen. Diese Vorschrift kann 
sowohl zugunsten des Schuldners als auch zugunsten 
des Gläubigers angewendet werden. Bei der Voll­
streckung wegen Unterhaltsforderungen aus alten 
Schuldtiteln kann es gerechtfertigt sein, § 12 zugunsten 
des Gläubigers anzuwenden, z. B. dann, wenn der 
Schuldner aus erzieherischen Gründen zur Einhaltung 
seiner Verpflichtungen gezwungen werden muß. Bei 
der Anwendung der Ausnahmevorschrift ist aber eine 
gründliche Prüfung erforderlich. Auch in diesem Fall 
ist es notwendig, bei der Entscheidung von den beiden 
Prinzipien der VO und ihrem Verhältnis zueinander 
auszugehen: der Unterhaltsschuldner soll zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen angehalten werden; man darf 
ihn aber nicht in eine Lage versetzen, in der er kein 
Interesse mehr an einer Leistungssteigerung hat.

b) Bei § 6 sind weiterhin Zweifel aufgetaucht, ob die 
Sonderregelung der §§ 4 Abs. 2, 6 und 7 Abs. 1 Ziff. 2 
nur für laufende M i e t z i n s f o r d e r u n g e n  oder 
auch für Mietrückstände gilt. Auch der Aufsatz von 
K r u s c h k e  (NJ 1955 S. 429 f. Abschn. II) hat — wie

Anfragen zeigen — in dieser Frage noch nicht die not­
wendige Klarheit geschaffen.

Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich bereits aus 
dem Wortlaut der VO, wenn man die Sätze 1 und 2 des 
§ 6 und die Ziffern 1 und 2 des § 7 Abs. 1 gegenüber­
stellt. Im Gegensatz zu der „laufenden monatlichen 
Unterhaltsforderung“ wird bei der Mietzinsforderung 
nur von dem „Betrag des monatlichen Mietzinses“ ge­
sprochen, d. h. die volle Pfändbarkeit und der Vorrang 
beschränken sich der Höhe nach auf diesen Betrag. 
Sinn und Zweck des § 6 Satz 2 ist es nämlich, sicherzu­
stellen, daß der Mieter monatlich den sich aus dem 
Mietvertrag ergebenden Verpflichtungen nachkommt 
und daß ein weiteres Ansteigen der Mietzinsschulden 
verhindert wird. Diese Bestimmung ist also sowohl im 
Interesse des Mieters als auch des Vermieters geschaf­
fen worden; denn nur dann, wenn der Mieter seine 
monatliche Miete zahlt, kann er vom Vermieter die 
Einhaltung seiner Verpflichtungen verlangen, während 
umgekehrt der Vermieter seinen Verpflichtungen ge­
genüber dem Staat nur dann nachkommen kann, wenn 
der Mietzins regelmäßig gezahlt wird. Es mußte daher 
sichergestellt werden, daß der Vermieter regelmäßig 
den Betrag einer monatlichen Mietzinsforderung er­
hält. Dabei ist es im Ergebnis gleichgültig, ob er diesen 
Betrag auf Grund eines Titels für die laufende Miet­
zinsforderung oder auf Grund eines Titels über rück­
ständige Miete erhält. Praktisch werden erfahrungs­
gemäß nur die Fälle, in denen ein Titel über rückstän­
dige Forderungen vorliegt. Ein solcher Titel reicht aus, 
um eine Vollstreckung in Höhe des Betrages der monat­
lichen Mietzinsforderung einzuleiten. Der darüber hin­
ausgehende Betrag des Rückstandes ist dagegen als 
„sonstige Forderung“ im Sinne des § 7 Abs. 1 Ziff. 5 
zu behandeln.

8. Zu § 6 der VO ist auch die Frage gestellt worden, 
ob auch der durch gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Vergleich oder durch Anerkenntnis vor dem Referat 
Jugendhilfe/Heimerziehung festgesetzte laufende mo­
natliche Unterhaltsbetrag unbeschränkt pfändbar sein 
soll. Der Regelung des § 6 Abs. 1 liegt der Gedanke zu­
grunde, daß vor der Festsetzung des Unterhalts durch 
g e r i c h t l i c h e  E n t s c h e i d u n g  eine allseitige 
gründliche Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Beteiligten stattfindet. Das trifft für Vergleiche 
nicht in dem Maße zu, weil bisher auch die vollstreck­
baren Vergleiche, selbst die vor Gericht abgeschlosse­
nen, meist of)ne vorherige Beweisaufnahme auf Grund 
der beiderseitigen Erklärungen geschlossen werden 
und das Gericht keine verantwortliche Entscheidung 
über die Angemessenheit des Unterhaltsbetrages trifft. 
Wenn in einer Neuregelung des Familienprozesses die 
gerichtliche Bestätigung jedes Unterhaltsvergleichs ein­
geführt werden wird, findet auch § 6 Anwendung, weil 
dann eine gerichtliche Entscheidung vorliegt. Im 
übrigen werden außergerichtliche Vergleiche meist in 
solchen Fällen geschlossen, in denen eine Zahlungswil­
ligkeit des Schuldners feststeht und deshalb ein Voll­
streckungstitel entbehrlich ist. Es besteht daher keines­
falls Anlaß, in weiterem Umfange als bisher gericht­
liche Entscheidungen zu beantragen.

10. Ferner ist die Frage aufgetaucht, wie die Fälle 
zu behandeln sind, in denen der Arbeiter infolge Er-

9. In einer Zuschrift wird angefragt, ob auch S c h a ­
d e n s e r s a t z r e n t e n  u n d  A l t e n t e i l s f o r d e ­
r u n g e n  den Vorrang des § 7 Abs. 1 Ziff. 1 genießen. 
Das ist nicht der Fall. Die laufenden monatlichen Un­
terhaltsforderungen des § 7 Abs. 1 Ziff. 1 sind dieselben 
wie die in § 6 Satz 1 bezeichneten familienrechtlichen 
Unterhaltsbeträge, die aus den bereits genannten Grün­
den eine Sonderstellung einnehmen. Schadensersatz­
renten werden in den meisten Fällen neben einer Lei­
stung der Sozialversicherung gezahlt, und es ist daher 
nicht erforderlich, ihnen den ersten Rang bei einer 
Pfändung für mehrere Forderungen einzuräumen. Was 
die Altenteilsforderungen angeht, so wird die Pfändung 
kaum bei solchen Personen durchgeführt werden, die 
sich in einem Arbeitsrechtsverhältnis befinden. Diese 
Forderungen richten sich gegen den Eigentümer eines 
landwirtschaftlichen Betriebes und fallen demgemäß 
nicht unter die Bestimmungen der VO.
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